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B Verordnungen,
 Verfügungen und Bekanntmachungen
 der Bezirksregierung
204. Öffentliche Bekanntmachung
 gemäß § 5 Abs. 2 UVPG
 h i e r :  Biogas Schümm GmbH & Co. KG
 – Änderung der Biogasanlage

Bezirksregierung Köln
Az. 52.03.02-0015/20/5.2-Al

Auf der Grundlage von § 5 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010, in 
der zurzeit geltenden Fassung wird hiermit Folgendes be-
kannt gegeben:

Die Biogas Schümm GmbH & Co. KG beantragt ge-
mäß § 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz die wesentliche 
Änderung der Biogasanlage am Standort Schümm 11a in 
52538 Gangelt.

Es handelt sich um eine Anlage nach den Nummern 
Nr. 8.6.3.2, 8.13 und 1.2.2.2 Anhang 1 der Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV). 

Antragsgegenstand ist die Erweiterung um ein Block-
heizkraftwerk und eines Gärrestelagers inkl. zusätzlicher 
Gasspeicherkapazität zur Flexibilisierung der Strompro-
duktion. 

Das Vorhaben fällt gemäß § 2 Absatz 4 Nr. 2 i. V. m. 
§ 1 Absatz 1 Nr. 1 UVPG unter die Nr. 1.2.2.2 Spalte 2 
der Anlage 1 zum UVPG. 

Daher ist gemäß § 7 Abs. 2 UVPG eine standortbezo-
gene Vorprüfung durchzuführen. 

Hierbei handelt es sich um eine überschlägige Prü-
fung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 Nr. 2.3 zum 
UVPG aufgeführten Schutzgüter.

Die zu betrachtenden Schutzgütern sind durch die 
Änderungen der Biogasanlage nicht betroffen, da sie sich 
außerhalb des Plangebietes befinden bzw. im Einwirkbe-
reich der Anlage nicht vorhanden sind. 

Damit ist die Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung in diesem Verfahren entbehrlich. 

Gemäß § 5 Absatz 3 UVPG ist diese Feststellung nicht 
selbständig anfechtbar.

Köln, den 23. April 2020

gez. Mark  A l f e r t
ABl. Reg. K 2020, S. 178

205.  Antrag der Firma REMONDIS GmbH & Co. KG
  auf Erteilung einer Genehmigung zur
  wesentlichen Änderung der Abfallbehandlungsanlage
  gemäß § 16 BImSchG am
  Betriebsstandort Tonstraße 1 in 50374 Erftstadt

Firma REMONDIS GmbH & Co. KG 
Robert-Bosch-Straße 20–22, 50769 Köln

Bezirksregierung Köln
Az. 52.03.02-0065/19/3.5-Kle

Auf der Grundlage von § 5 Absatz 2 Satz 1 des Geset-
zes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010, 
in der zurzeit geltenden Fassung wird hiermit Folgendes 
bekannt gegeben:

Die Firma REMONDIS GmbH & Co. KG hat am 
21. Oktober 2019 gemäß § 16 Bundesimmissionsschutz-
gesetz (BImSchG) die Genehmigung zur wesentlichen 
Änderung einer Abfallbehandlungsanlage am Standort 
Tonstraße 1 in 50374 Erftstadt, (Gemarkung Liblar, Flur 
17, Flurstücke 138, 139, 140, 141, 142, 143) beantragt.

Es handelt sich um eine Anlage nach Nr. 8.4, 8.6.2.1, 
8.11.2.3, 8.11.2.4, 8.12.2 und 8.15.3 des Anhangs 1 
der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 
(4. BImSchV).

Gegenstand des Genehmigungsverfahrens umfasst im 
Wesentlichen:

– den Austausch von Siebtechniken (hier: Trommelsieb / 
Flächensieb),

– die Erweiterung der mechanischen Aufbereitungsan-
lage.

Das Vorhaben fällt unter § 2 Absatz 4 Nr. 2 i. V. m. 
§ 1 Absatz 1 Nr. 1 UVPG und Nr. 8.4.1.1 Spalte 2 Anla-
ge 1 zum UVPG. Für das Vorhaben wurde daher eine 
allgemeine Vorprüfung nach § 9 Absatz 2 Nr. 2 i. V. m. 
§ 9 Abs. 4 und § 7 Absatz 1 UVPG unter Berücksichti-
gung der in Anlage 3 UVPG aufgeführten Schutzkriterien 
durchgeführt, ob die Änderung zusätzliche erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die nach 
§ 25 Absatz 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu 
berücksichtigen wären.

Die Prüfung hat ergeben, dass zusätzliche erhebliche 
nachteilige Auswirkungen hinsichtlich der Schutzgüter 
Menschen, insbesondere der menschlichen Gesundheit, 
Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt, Fläche, Boden, 
Wasser, Luft, Klima und Landschaft, kulturelles Erbe und 
sonstige Sachgüter sowie Wechselwirkungen zwischen 
den vorgenannten Schutzgütern nicht zu erwarten sind.

Insbesondere resultieren aus dem Änderungsvorha-
ben keine relevanten zusätzlichen Luftverunreinigungen 
oder Geruchsimmissionen, die eine Beeinträchtigung der 
Schutzgüter hervorrufen, da der Betrieb ausschließlich in 
geschlossenen Gebäuden stattfindet und einer möglichen 
diffusen Staubemission durch eine regelmäßige Reinigung 
der Fahrwege und Staubniederschlagsmaßnahmen entge-
gengewirkt wird und die Analgenkapazität nicht geändert 
wird. Ebenfalls wird sich die Schallimmissionssituation 
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durch das geplante Vorhaben nicht verändern, da durch 
die unveränderte Anlagenkapazität und gleichbleibenden 
Betriebszeiten auch keine Änderung der Anzahl der Fahr-
zeugbewegungen erfolgt. Auswirkungen auf Natur- und 
Artenschutz sowie relevante Bodenbelastungen finden 
nicht statt, da für das Vorhaben keine neuen Flächen ver-
siegelt werden. Eine Gefährdung des Wassers ist ebenfalls 
nicht zu besorgen, da wassergefährdende Stoffe entspre-
chend gehandhabt werden.

Erheblich nachteilige Umweltauswirkungen auf die 
genannten Schutzgüter werden durch das Vorhaben nicht 
hervorgerufen.

Damit ist die Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung in diesem Verfahren nicht erforderlich. 
Gemäß § 5 Absatz 3 UVPG ist diese Feststellung nicht 
selbständig anfechtbar.

Köln, 21. April 2020

Im Auftrag
gez.  K l e e

ABl. Reg. K 2020, S. 178

206. Antrag der Firma Breideneichen GmbH,
 Breider Straße 82a, 51503 Rösrath
 zur Errichtung und Betrieb einer chemisch-
 physikalischen Behandlungsanlage am Standort
 Burghof 18 in 51491 Overath, Gemarkung Balken,
 Flur 2, Flurstücke 1293, 1349

Bezirksregierung Köln
52.03.01-0035/19/7.6-Km

Auf der Grundlage des § 10 Absatz 6 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) in Verbindung mit 
dem § 12 Absatz 1 Satz 3 der Neunten Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(9. BImSchV) in der jeweils zurzeit gültigen Fassung wird 
Folgendes bekannt gegeben:

Im Genehmigungsverfahren der Firma Breideneichen 
GmbH, Breider Straße 82a, 51503 Rösrath, zur „Errich-
tung und Betrieb einer chemisch-physikalischen Behand-
lungsanlage“ am Standort Burghof 18 in 51491 Overath 
wird ein Erörterungstermin nicht durchgeführt.

Der in der öffentlichen Bekanntmachung der Bezirks-
regierung Köln vom 27. Januar 2020 vorläufig für den

25. Juni 2020

bestimmte Termin wird ersatzlos gestrichen, da bis zum 
Ende der Einwendungsfrist (9. April 2020) Einwendun-
gen gegen das Vorhaben nicht erhoben wurden (§ 16 Ab-
satz 1 9. BImSchV); hierauf wurde in der öffentlichen Be-
kanntmachung hingewiesen.

Köln, den 22. April 2020

Im Auftrag
gez.  K a u f m a n n

ABl. Reg. K 2020, S. 179

207. Öffentliche Bekanntgabe gemäß
 § 5 Abs. 2 UVPG über die Feststellung der
 UVP-Pflicht für ein Vorhaben
 der Firma Stepan Deutschland GmbH

Bezirksregierung Köln
Az. 53.0018/20/4.1.11-16

Köln, 21. April 2020

Gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) wird hiermit folgendes 
bekannt gegeben:

Die Firma Stepan Deutschland GmbH, Rodenkirche-
ner Straße 400, 50389 Wesseling hat folgendes Vorhaben 
am Standort Wesseling, Gemarkung Rondorf, Flure 46 
und 47, Flurstück 105, 106, 339, 340 und 341 beantragt:

Antrag nach § 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) zur wesentlichen Änderung der Anlage zur 
Herstellung von Polyolen. Die Änderung umfasst die 
Errichtung und den Betrieb einer Aufgabestation und ei-
nes Silolagers für Feststoffe sowie die Neubelegung eine 
vorhandenen Rohstoff-Lagertanks zur Herstellung neuer 
Polyol-Produkte.

Bei dem vorliegenden Antrag handelt es sich um die 
Änderung eines Vorhabens nach Nr. 4.2 der Anlage 1 des 
UVPG (Errichtung und Betrieb einer Anlage zur Her-
stellung von Stoffen oder Stoffgruppen durch chemische 
Umwandlung im industriellen Umfang). Für das Vor-
haben wurde in einer allgemeinen Vorprüfung nach § 9 
Abs. 3 Nr. 2 UVPG untersucht, ob die Änderung zusätz-
liche erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen her-
vorrufen kann.

Die Prüfung des Vorhabens hat ergeben, dass zusätz-
liche erhebliche nachteilige Auswirkungen hinsichtlich 
der Schutzgüter Menschen, insbesondere die menschli-
che Gesundheit, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt, 
Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft, kul-
turelles Erbe und sonstige Sachgüter sowie Wechselwir-
kungen zwischen den vorgenannten Schutzgütern nicht 
zu erwarten sind. 

Durch das Änderungsvorhaben werden sich die Luft-
schadstoffemissionen der Anlage nicht verändern. Auch 
die Abfall- und Abwasserströme der Anlage verändern 
sich nicht. Das Verkehrsaufkommen in der Anlage wird 
leicht erhöht. Die Lärmbelastung im Nachtzeitraum 
bleibt nahezu unverändert. Insgesamt werden die Immis-
sionsrichtwerte an den relevanten Immissionsorten durch 
die Änderungen nur an einem Immissionsort um 1 dB (A) 
erhöht. 

Auswirkungen auf den Natur- und Artenschutz so-
wie relevante Bodenbelastungen finden nicht statt, da für 
das Vorhaben eine sich in der Anlage befindliche Fläche, 
die keine Natur- und Artenschutzrelevanz hat, überbaut 
wird. Eine erhebliche Beeinträchtigung oder Gefährdung 
des Rheins und auch des Grundwassers wird nicht er-
folgen, da wassergefährdende Stoffe entsprechend der 
Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen (AwSV) gehandhabt werden und ent-
stehendes Abwasser den Vorschriften entsprechend abge-
leitet wird. 
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Somit ist die Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung im Rahmen dieses immissionsschutzrecht-
lichen Genehmigungsverfahrens entbehrlich.

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.

Im Auftrag
gez.  K r ö g e r

ABl. Reg. K 2020, S. 179

208.   Öffentliche Bekanntgabe gemäß § 5 Abs. 2 UVPG
   h i e r :  Firma Shell Deutschland Oil GmbH

Bezirksregierung Köln
Az. 53.0048/19/9.2.1/Od/Ru

Köln, den 4. Mai 2020 

Auf der Grundlage des § 5 Absatz 2 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) wird hiermit 
folgendes bekannt gegeben:

Die Firma Shell Deutschland Oil GmbH hat gem. § 16 
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) die Geneh-
migung zur wesentlichen Änderung des Nordwestlichen 
Tankfeldes (Anlage 0021) in 50389 Wesseling, Ludwigs-
hafener Straße 1, Gemarkung Wesseling, Flur 13,14,15, 
Flurstück 50, 60, 95 beantragt. Der Genehmigungsantrag 
beinhaltet in der Hauptsache die Erneuerung der KWG-
LPG-Verladeanlagen und die Errichtung einer neuen 
TKW-LPG-Entladestelle. 

Bei dem vorliegenden Antrag handelt es sich um die 
Änderung eines Vorhabens nach Nr. 9.1.1.2 und 9.2.1.3 
der Anlage 1 des UVPG. Es wurde eine allgemeine Vor-
prüfung nach § 9 Absatz 2 UVPG durchgeführt. Diese 
hat ergeben, dass zusätzliche erhebliche nachteilige Aus-
wirkungen hinsichtlich der Schutzgüter Menschen, insbe-
sondere die menschliche Gesundheit, Tiere, Pflanzen und 
biologische Vielfalt, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima 
und Landschaft, kulturelles Erbe und sonstige Sachgü-
ter sowie Wechselwirkungen zwischen den vorgenann-
ten Schutzgütern nicht zu erwarten sind. Insbesondere 
resultieren aus dem Änderungsvorhaben keine weiteren 
relevanten Luftverunreinigungen aus direkten Quellen 
(z. B. Feuerungsanlagen), da diese durch das beantragte 
Vorhaben nicht betroffen sind. Durch die Umsetzung 
der o. a. Maßnahmen werden die diffusen Emissionen an 
TA-Luftrelevanten Stoffen innerhalb der Anlage nicht 
relevant erhöht, da die neuen Pumpen und Armaturen 
nach den Vorgaben der Technischen Anleitung zur Rein-
haltung der Luft (TA-Luft) ausgelegt werden und somit 
als technisch dicht zu betrachten sind. Aus der vorliegen-
den detaillierten Immissionsprognose nach den Vorgaben 
der TA-Lärm geht hervor, dass sich das Vorhaben auf die 
Schallimmissionssituation in der Umgebung insgesamt 
nicht relevant auswirkt. Eine Gefährdung des Wassers ist 
ebenfalls nicht zu besorgen, da wassergefährdende Stoffe 
der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen (AwSV) entsprechend gehandhabt 
werden. Die durch das Vorhaben anfallenden Abfälle wer-
den nach den Vorgaben des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
ordnungsgemäß verwertet bzw. beseitigt. Damit ist die 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung in 
diesem Verfahren entbehrlich.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.

Im Auftrag
gez.  R u c m a n

ABl. Reg. K 2020, S. 180

209.   Öffentliche Bekanntgabe gemäß § 5 Abs. 2 UVPG
   h i e r :  Firma Shell Deutschland Oil GmbH

Bezirksregierung Köln
Az. 53.0056/19/9.2.1/Od/Ru

Köln, den 4. Mai 2020

Auf der Grundlage des § 5 Absatz 2 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) wird hiermit 
folgendes bekannt gegeben:

Die Firma Shell Deutschland Oil GmbH hat gem. § 16 
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) die Geneh-
migung zur wesentlichen Änderung der Anlage Tankfeld, 
Hafen, Terminal, Hot-Oil (Anlage 0011) in 50997 Köln, 
Godorfer Hauptstraße 150, Gemarkung Rondorf-Land, 
Flur 34, Flurstück 317 beantragt. Der Genehmigungsan-
trag beinhaltet in der Hauptsache die Wiederinbetrieb-
nahme eines Verladearms im Terminal Nord. 

Bei dem vorliegenden Antrag handelt es sich um die 
Änderung eines Vorhabens nach Nr. 9.2.1.1 der Anlage 1 
des UVPG. Es wurde eine allgemeine Vorprüfung nach 
§ 9 Absatz 2 UVPG durchgeführt. Diese hat ergeben, 
dass zusätzliche erhebliche nachteilige Auswirkungen 
hinsichtlich der Schutzgüter Menschen, insbesondere 
die menschliche Gesundheit, Tiere, Pflanzen und biolo-
gische Vielfalt, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und 
Landschaft, kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 
sowie Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten 
Schutzgütern nicht zu erwarten sind. Insbesondere re-
sultieren aus dem Änderungsvorhaben keine weiteren 
relevanten Luftverunreinigungen aus direkten Quellen 
(z. B. Feuerungsanlagen), da diese durch das beantragte 
Vorhaben nicht betroffen sind. Durch die Umsetzung 
der o.a. Maßnahmen werden die diffusen Emissionen an 
TA-Luft-relevanten Stoffen innerhalb der Anlage nicht 
relevant erhöht, da die neuen Pumpen und Armaturen 
nach den Vorgaben der Technischen Anleitung zur Rein-
haltung der Luft (TA-Luft) ausgelegt werden und somit 
als technisch dicht zu betrachten sind. Aus der vorliegen-
den detaillierten Immissionsprognose nach den Vorgaben 
der TA-Lärm geht hervor, dass sich das Vorhaben auf die 
Schallimmissionssituation in der Umgebung insgesamt 
nicht relevant auswirkt. Eine Gefährdung des Wassers ist 
ebenfalls nicht zu besorgen, da wassergefährdende Stoffe 
der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen (AwSV) entsprechend gehandhabt 
werden. Die durch das Vorhaben anfallenden Abfälle wer-
den nach den Vorgaben des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
ordnungsgemäß verwertet bzw. beseitigt. Damit ist die 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung in 
diesem Verfahren entbehrlich.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.

Im Auftrag
gez.  R u c m a n

ABl. Reg. K 2020, S. 180
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C Rechtsvorschriften und
 Bekanntmachungen anderer Behörden
 und Dienststellen
210. Haushaltssatzung des
 Zweckverbands LandFolge Garzweiler
 für das Haushaltsjahr 2020

Haushaltssatzung und Bekanntmachung 
der Haushaltssatzung 

1. Haushaltssatzung
des Zweckverbands LandFolge Garzweiler
für das Haushaltsjahr 2020

Aufgrund des § 18 Abs. 1 des Gesetzes über kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit (GkG) vom 1. Oktober 1979 
– (GV. NRW. S. 621), zuletzt geändert Artikel 9 des Ge-
setzes vom 23. Januar 2018 (GV. NRW. S. 90) in Verbin-
dung mit §§ 78 ff. Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), hat die Zweckverbands-
versammlung mit Beschluss vom 19. November 2019 fol-
gende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020, der 
die für die Erfüllung der Aufgaben des Zweckverbandes 
voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden 
Aufwendungen sowie eingehenden Einzahlungen und 
zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflich-
tungsermächtigungen enthält, wird

im Ergebnisplan mit
dem Gesamtbetrag der Erträge auf 825 000 Z
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 858 470 Z

im Finanzplan mit 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der laufenden Verwaltungstätigkeit auf 825 000 Z

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der laufenden Verwaltungstätigkeit auf 850 470 Z

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der Investitionstätigkeit auf 225 000 Z

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der Investitionstätigkeit auf 352 000 Z

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der Finanzierungstätigkeit auf 0 Z

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der Finanzierungstätigkeit auf 0 Z

festgesetzt.

§ 2

Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veran-
schlagt.

§ 4

Eine Inanspruchnahme des Eigenkapitals soll nicht er-
folgen.

§ 5

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditäts-
sicherung in Anspruch genommen werden dürfen, wird 

auf 100 000 Z festgesetzt.

§ 6

Die Verbandsumlage nach § 19 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit wird auf 425 000 Z festgesetzt.

Sie setzt sich gem. § 12 (1) der Zweckverbandssatzung zusammen aus einem Sockelbetrag von 7 500 Z je kommu-
nalem Verbandsmitglied und einem variablen Anteil, der sich nach den drei Faktoren Einwohnerzahl, Gemeindefläche 
und Flächeninanspruchnahme durch den Tagebau bestimmt.

Festlegung der Ränge für die Faktoren zur Bestimmung des variablen Anteils der Verbandsmitglieder an der Umlage:
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Insgesamt ergibt sich somit folgender Anteil der Verbandsmitglieder an dem variablen Anteil der Verbandsumlage:

Jedem Rang ist laut § 12 (1) der Zweckverbandsatzung ein fester Anteil an der Verbandsumlage zugeschrieben:

Einzelaufschlüsselung der Umlage (inkl. Sockelbetrag von 7 500 Z je Verbandsmitglied gem. § 12 (1) der Satzung):

§ 7

entfällt

§ 8

entfällt

Erkelenz, den 

Verbandsvorsteher
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Vorbericht für das Haushaltsjahr 2020

Mitglieder des Zweckverbandes sind die Städte Er-
kelenz, Mönchengladbach und Jüchen, die Gemeinde 
Titz, sowie mit beratender Stimme das Unternehmen 
RWE Power AG und der Region Köln-Bonn e. V. Im 
Städtedreieck von Aachen, Köln und Mönchengladbach 
befindet sich das Rheinische Revier mit der größten zu-
sammenhängende Braunkohlelagerstätte Europas. Das 
Gebiet des Zweckverbandes liegt im Rheinischen Revier 
und umfasst rund 430 km². In diesem Raum nehmen Ab-
bau und Rekultivierung des Tagebaus Garzweiler einen 
Zeitraum von mehreren Generationen in Anspruch. Vor 
dem Hintergrund der international vereinbarten Ziele 
zum Klimaschutz soll die Förderung und Verstromung 
von Braunkohle in den 30er Jahren eingestellt werden. 
Im Rheinischen Revier werden durch den Verlust dieser 
Schlüsselbranche Arbeitsplätze und Wertschöpfung ver-
loren gehen. Bereits vorlaufend beabsichtigen der Bund 
und das Land NRW, daher umfangreiche Fördermittel 
zur Bewältigung dieses Strukturwandels zur Verfügung 
zu stellen. 

Zentrale Aufgabe des Zweckverbandes ist die ge-
meinsame Gestaltung dieses Raumes über kommunale 
Grenzen hinweg. Entsprechend seiner Satzung bear-
beitet der Zweckverband die Themenfelder Landschaft, 
Gesellschaft, Wirtschaft, Städtebau und Infrastruktur. 
Darüber hinaus führt er die Abstimmung der gemeinsa-
men Planungen, die gemeinsame Weiterentwicklung der 
Perspektiven, die Qualitätssicherung, die Wahrnehmung 
der Aufgaben als weiterer Träger öffentlicher Belange in 
den gesetzlichen Planungsverfahren und die gemeinsame 
Flächenentwicklung und -bewirtschaftung durch. Hierzu 
gehören insbesondere:

1. Initiierung und Planung von Projekten und Maß-
nahmen zur Gestaltung des Strukturwandels und des 
Landschaftsbildes,

2. Maßnahmen zur Gestaltung des Strukturwandels im 
Verbandsgebiet und Entwicklung des Plangebietes auf 
Grundlage einer weiterzuentwickelnden Raument-
wicklungsperspektive,

3. Unterstützung der Verbandsmitglieder bei der Um-
setzung eigener Projekte und Maßnahmen im Zusam-
menhang mit den Aufgaben des Zweckverbandes und 
treuhänderische Übernahme von Projekten und Maß-
nahmen der Verbandsmitglieder,

4. Akquise und Management von Fremd- und Förder-
mitteln zur Umsetzung der Planungen und Projekte,

5. Die Koordinierung, Bündelung und Vertretung der 
Interessen des Zweckverbandes in Institutionen und 
Gremien der überregionalen Zusammenarbeit (z. B. 
Innovationsregion Rheinisches Revier, Metropolre-
gion Rheinland),

6. Die Koordinierung, Bündelung und Vertretung der 
Interessen des Zweckverbandes in den für die in 
Nr. 1 beschriebenen Aufgaben relevanten Verfahren 
und Prozessen (z. B. Braunkohlenplanverfahren, Ab-
schlussbetriebspläne, Regionalpläne),

7. Die Zusammenarbeit mit den Tagebauregionen im 
Rheinischen Revier bzw. mit deren institutionellen 
Vertretern, 

8. Öffentlichkeitsarbeit.

Organe des Zweckverbandes sind die Verbandsversamm-
lung und der Verbandsvorsteher.

Die Verbandsversammlung hat 54 Mitglieder und be-
steht aus den Vertreterinnen und Vertretern der Verbands-
mitglieder – je 18 Mitglieder für die Stadt Mönchenglad-
bach und die Stadt Erkelenz, zehn Mitglieder für die Stadt 
Jüchen und drei Mitglieder für die Gemeinde Titz zuzüg-
lich einer Vertreterin/eines Vertreters des Unternehmens 
RWE Power AG und des Region Köln-Bonn e. V. als 
beratendes Mitglied. Als Vorsitzender wurde in der Kon-
stituierenden Sitzung Herr Martin Heinen gewählt. Die 
Zweckverbandsversammlung beschließt über alle Angele-
genheiten des Verbandes von grundsätzlicher Bedeutung.

Das operative Geschäft ist gemäß der Zweckverbands-
satzung dem Lenkungsausschuss übertragen, dem der Ver-
bandsvorsteher vorsitzt. Herr Dr. Gregor Bonin wurde 
in der konstituierenden Sitzung des Zweckverbandes 
Tagebaufolge(n)landschaft Garzweiler als Verbandsvor-
steher gewählt. Er führt die Geschäfte des Zweckverban-
des und vertritt diesen gerichtlich und außergerichtlich. 
Er wird hierbei durch eine Geschäftsstelle unterstützt. 
Seit dem 1. Oktober 2018 ist die Stelle des Geschäftsfüh-
rers besetzt. Die Stellen einer Assistenz und eines Pro-
jektmanagers wurden in 2019 ebenfalls besetzt. Mit einer 
unterjährigen Änderung des Stellenplans wurden bereits 
zwei weitere Stellen im Bereich Projektmanagement ge-
schaffen, die Ende 2019 besetzt werden sollen. Mittelfris-
tig entsteht aufgrund der wachsenden Aufgaben Bedarf 
für weiteres Personal. So wurde jeweils in 2022 und 2023 
eine weitere Stelle geplant.

Zielsetzungen und Rahmenbedingungen der Planung

Mit dem vorliegenden „Drehbuch zur Tagebaufolge(n)
landschaft“ wurde in 2016 bereits eine erste konzeptio-
nelle Grundlage für die Arbeit des Zweckverbands ge-
schaffen. Die wesentliche Aufgabe besteht in der schritt-
weisen Umsetzung und Fortschreibung dieses Konzepts 
zur Entwicklung des Verbandsgebiets als Teil des Struk-
turwandels im Rheinischen Revier. In den kommenden 
Jahren sind zum einen räumliche Planungen in enger 
Zusammenarbeit mit der Rekultivierungsplanung des 
Bergbauunternehmens RWE und den Anrainerkommu-
nen vorgesehen. So werden von 2019 bis 2022 Leitbilder 
für das „Grüne Band“ und das „Innovation Valley“ erar-
beitet. Für das Innovation Valley soll in 2020 ein Ideen-
wettbewerb durchgeführt werden. Zum anderen wurden 
Fördermittel für die Projekte „Gesamtregionales Radver-
kehrskonzept“, „Machbarkeitsstudie Innovationspark 
Erneuerbare Energien Jüchen“ und „Aktionsnetzwerk 
Zukunftsdörfer“ gestellt. Diese stellen in 2020 und 2021 
einen Arbeitsschwerpunkt dar und erhöhen die Ausgaben 
entsprechend.

Ab 2020 sind erste Investitionen in Bauprojekte geplant 
(Planungsmittel). In der Mittelfristplanung sind steigende 
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Investitionen in das Grüne Band und nach dem Prinzip 
des nachhaltigen Baues errichtete Gebäude im Tagebau-
umfeld vorgesehen. 

Ziel ist es darüber hinaus auch, durch Öffentlichkeits-
arbeit die Perspektive der regionalen Bevölkerung auf die 
Tagebaufolgelandschaft dahingehend zu ändern, dass sie 
als eine Zukunftschance begriffen wird. 

Die Rahmenbedingungen werden durch die aktuelle 
Diskussion zur nationalen Energiepolitik und einem 
möglichen „Ausstieg“ aus der Braunkohleförderung und 
-verstromung geprägt. Zwar liegen genehmigte Pläne für 
den Tagebau Garzweiler vor, durch neue politische Ent-
scheidungen entsteht jedoch voraussichtlich ein Über-
arbeitungsbedarf der Braunkohleplanungen. Mögliche 
Änderungsverfahren der genehmigten Pläne bieten je-
doch auch eine erneute Chance, im Sinne der regionalen 
Zielsetzungen Einfluss auf die Rekultivierung zu nehmen 
und eine besondere Landschaft zu schaffen, die vielfäl-
tige Nutzungen ermöglicht. Das Umfeld des Tagebaus 
ist durch eine dynamische Siedlungsentwicklung und 
eine wachsende Wirtschaft mit zahlreichen Ansiedlungen 
sowie durch intensive Landwirtschaft geprägt. Vor dem 
Hintergrund dieser starken Nachfrage nach Flächen ge-
winnt die Tagebaufolgelandschaft in zweierlei Hinsicht an 
Bedeutung. Sie ist als offener und grüner Freiraum wich-
tig für die Naherholung, Landwirtschaft und ökologische 
Ausgleichsfunktionen, bietet aber auch Flächenpotenziale 
für neue städtebauliche Konzepte zum Wohnen und für 
die Wirtschaft.

Investitionen

Folgende Investitionen in Bauprojekte sind geplant:

– Grünes Band: 

 –  Landschaftspark Wanlo: Städtebaulich-landschafts-
planerischer Wettbewerb (ca. 220 000 Z) und in der 
Mittelfristplanung die Realisierung (ca. 2.2 Mio. Z)

 –  In der Mittelfristplanung die Planung und Realisie-
rung eines weiteren, noch zu definierenden Teilab-
schnitts (ca. 2,2 Mio. Z)

– Nachhaltiges Bauen: 

 –  Planungsmittel von Gebäuden im Tagebauumfeld 
und in der Mittelfristplanung die Realisierung 
(ca. 8,2 Mio. Z)

Finanzierung

Das Haushaltsvolumen beträgt 825 000 Z. 

Die Finanzierung erfolgt im Wesentlichen durch die 
Umlage der Verbandsmitglieder. Zusätzlich besteht eine 
Vereinbarung mit dem Unternehmen RWE Power AG, 
die auch eine finanzielle Unterstützung des Zweckver-
bands durch Sachmittel und einen Festbetrag vorsieht. 

 Für die Haushaltsjahre 2019-21 konnten erste Förder-
mittel aus dem Programm „Unternehmen Revier“ zur 
Erarbeitung von Leitbildern bzw. der planerischen Ver-
tiefung des Entwicklungskonzepts („Drehbuch“) im Pro-
jekte „Innovation Valley“ und „Grünes Band“ akquiriert 

werden. Bislang wurden drei weitere Fördermittelan-
träge gestellt und entsprechend in die Haushaltsplanung 
aufgenommen. Aufgrund der ab 2020 wahrscheinlich zu 
erwartenden Förderaufrufe im Rahmen eines Förderpro-
gramms zur Strukturstärkung des Rheinischen Reviers ist 
beabsichtigt, in 2020 weitere Förderanträge zu stellen. 

Zur Finanzierung der Investitionen wird eine durch-
schnittliche Förderquote von 90 % angenommen. Die 
Planung geht davon aus, dass die Bauwerke als Eigen-
tum des Zweckverbands bilanziert werden. Es wird an-
gestrebt, dass projektbezogen auch Personalkosten und 
andere Kosten für das Projektmanagement durch Förder-
mittel finanziert werden können. Entsprechend werden 
Zuschüsse aus Fördermitteln in der Planung auch mittel-
fristig eingeplant. 

Der Bestand an liquiden Mitteln aus dem Überschuss 
des Haushaltsjahres 2018 wird zur Finanzierung der In-
vestitionen genutzt und so nach und nach abgeschmolzen. 
Die steigenden Personal- und Verwaltungskosten sowie 
vor allem auch die notwendigen Eigenmittel für Investiti-
onen können mittelfristig aber nur durch eine wachsende 
Umlage gedeckt werden. Die Aufnahme von Krediten 
wird nicht geplant. 

Die genaue Entwicklung des Strukturwandels in der 
Region und der damit verbundenen Aufgaben des Zweck-
verbands sind noch mit großen Unsicherheiten behaftet. 
Dies betrifft die Förderfähigkeit von Investitionen und 
auch die Förderkonditionen. Daher dient die Mittelfrist-
planung der Darstellung der grundsätzlich geplanten Ent-
wicklung des Zweckverbands. Die Genauigkeit der Pla-
nung, insbesondere im Hinblick auf Investitionsvorhaben 
ist jedoch aufgrund fehlender Planungen und der o. g. 
Rahmenbedingungen noch beschränkt.

Teilpläne

Auf die Erstellung von Teilplänen für Produkte, die 
örtliche Gliederung oder Teilergebnisse wird verzichtet, 
da der Zweckverband in seiner Struktur noch wenig kom-
plex ist. Die Übersichtlichkeit des Plans ist somit gewähr-
leistet.
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ABl. Reg. K 2020, S. 181
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211. Ungültigkeitserklärung eines
 Dienstausweises der Stadt Niederkassel, Nr. 226

Stadt Niederkassel

Der nachstehend näher bezeichnete Dienstausweis der 
Stadt Niederkassel wird hiermit für ungültig erklärt.

Beschreibung des Dienstausweises: Dienstausweis 
Nr. 226 gültig bis 31. Dezember 2019. Zweiseitig bedruck-
ter, graufarbiger Ausweis in der Größe 10,5 x 14,7 cm.

Niederkassel, den 21. April 2020

Der Bürgermeister
gez.  V e h r e s c h i l d

ABl. Reg. K 2020, S. 193

212. Aufgebot von Sparkassenbüchern
 h i e r :  Sparkasse Aachen

Zum Zwecke der Kraftloserklärung werden die ab-
handen gekommenen Sparkassenbücher der Sparkasse 
Aachen zu folgenden Konten aufgeboten: Kontonum-
mer: 395167141, 3073001384, 3072980109, 330036252, 
394937221.

Der Inhaber der Urkunde wird aufgefordert, seine 
Rechte unter Vorlage des Sparkassenbuches bis zum

15. Juli 2020

beim Vorstand der Sparkasse Aachen, Friedrich-Wilhelm-
Platz 1–4, 52062 Aachen, anzumelden, da andernfalls das 
Sparkassenbuch für kraftlos erklärt wird.

Aachen, den 15. April 2020

Sparkasse Aachen
Der Vorstand

ABl. Reg. K 2020, S. 193

213. Aufgebot eines Sparkassenbuches
 h i e r :  Kreissparkasse Heinsberg

Auf Antrag wird folgendes Sparkassenbuch mit der 
Kontonummer 3400582130, ausgestellt von der Kreis-
sparkasse Heinsberg, aufgeboten.

Der Inhaber des Sparkassenbuches wird aufgefordert, 
binnen drei Monaten seine Rechte unter Vorlage des Spar-
kassenbuches anzumelden, da andernfalls das Sparkassen-
buch für kraftlos erklärt wird.

Erkelenz, den 16. April 2020

Kreissparkasse Heinsberg
Der Vorstand

ABl. Reg. K 2020, S. 193

214. Aufgebot eines Sparkassenbuches
 h i e r :  Sparkasse Leverkusen

Antragsgemäß wird das nachbezeichnete Sparkassen-
buch als in Verlust geraten oder abhanden gekommen 
gemäß Zweiter Teil, Abschnitt 6 der Allgemeinen Verwal-

tungsvorschriften – AVV – zum Sparkassengesetz (SpkG) 
vom 27. Oktober 2009 aufgeboten: Sparkasse Leverkusen, 
Kontonummer: 3001266281.

Der Inhaber des Sparkassenbuches wird hiermit auf-
gefordert, binnen drei Monaten seine Rechte unter Vor-
legung des Sparkassenbuches anzumelden, andernfalls 
wird das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.

Leverkusen, den 20. April 2020

Sparkasse Leverkusen
Der Vorstand

ABl. Reg. K 2020, S. 193

215. Kraftloserklärung von Sparkassenbüchern
 h i e r :  Sparkasse Aachen

Gemäß AVV zum Sparkassengesetz NRW werden 
hiermit die Sparkassenbücher der Sparkasse Aachen zu 
folgenden Konten für kraftlos erklärt: Kontonummer: 
336526090, 3070502483, 330129487, 318073186.

Aachen, den 20. April 2020

Sparkasse Aachen
Der Vorstand

ABl. Reg. K 2020, S. 193

E Sonstiges
216. Liquidation
 h i e r :  Maxis für Minis e. V.

Der Verein ist aufgelöst. Die Gläubiger des Vereins 
(VR 4499, AG Mönchengladbach) werden aufgefordert, 
sich bei ihr zu melden.

Der Liquidator
ABl. Reg. K 2020, S. 193

217. Liquidation
 h i e r :  Freie evangelische Gemeinde e. V.
 Mülheim-Ruhr-Styrum e. V.

Der Verein (VR 50720, AG Mülheim) ist aufgelöst und 
befindet sich in Liquidation. Zu den Liquidatoren wurden 
bestellt: Herr Godson Buma.

Die Gläubiger des Vereins – auch solche, die dem Ver-
ein bereits bekannt sind – werden aufgefordert, ihre An-
sprüche gegen den Verein bei einem der hiermit bekannt 
gemachten Liquidatoren anzumelden.

Der Liquidator
ABl. Reg. K 2020, S. 193

218. Liquidation
 h i e r :  Alsdorfer Bürger Union e. V.

Durch Beschluss der Mitgliederversammlung vom 
12. Dezember 2019 ist der Verein Alsdorfer Bürger 
Union e. V. (ABU) mit Sitz in 52477 Alsdorf/Rhld. auf-
gelöst (Amtsgericht Aachen – VR 4792).
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Gläubigerinnen und Gläubiger werden aufgefordert, 
ihre Forderungen bei einem der Liquidatoren schriftlich 
anzumelden: Bernd Mortimer, Im Kranental 9, 52477 
Alsdorf/Rhdl., Norbert Koerlings, Pützdrieschstraße 53, 
52477 Alsdorf/Rhdl.

Alsdorf, den 15. April 2020

Die Liquidatoren
ABl. Reg. K 2020, S. 193

219. Liquidation
 h i e r :  Bühne Bergheim e. V.

Der Bühne Bergheim e. V. (AG Köln, VR 19454/20011 
(512)) hat auf seiner außerordentlichen Mitgliederver-
sammlung seine Auflösung beschlossen.

Wir Herr Johannes Frank-Rainer Hildenbrand, 
wohnhaft Naumburgerstraße 13, 50126 Bergheim, und 
Herr André Lucien Georges Henocque, wohnhaft Im 
Rauland 52, 50127 Bergheim, wurden zu Liquidatoren 
bestellt.

Gläubiger werden gebeten, ihre Ansprüche bei den 
 Liquidatoren anzumelden.

Die Liquidatoren
ABl. Reg. K 2020, S. 194

220. Liquidation
 h i e r :  Interessengemeinschaft
 Flugplatz Teveren e. V.
 Förderer nationaler und internationaler
 Kultur und Verständigung

Die Interessengemeinschaft Flugplatz Teveren e. V. mit 
Sitz in Teveren (VR 60220 des Amtsgerichts Aachen) hat 
in seiner Mitgliederversammlung am 20. Dezember 2019 
seine Auflösung beschlossen und dies über einen Notar 
im Vereinsregister eintragen lassen. Der Verein wurde am 
30. Januar 2020 aufgelöst. Etwaige Gläubiger werden auf-
gefordert, ihre Ansprüche bei uns anzumelden: Johann M. 
Graf, Töpferstraße 30, 52511 Geilenkirchen.

Der Liquidator
ABl. Reg. K 2020, S. 194

221. Liquidation
 h i e r :  AIX CATHEDRA – Forum für
 Bildung und Erziehung in Europa e. V., Aachen

Als alleiniger Liquidator des Vereins „AIX CATHE-
DRA – Forum für Bildung und Erziehung in Europa e. V., 
Aachen“ mache ich die Auflösung des Vereins hierdurch 
bekannt. Er ist im Vereinsregister Aachen unter VR 3819 
eingetragen. Gläubiger des Vereins werden gebeten, ihre 
Ansprüche anzumelden bei Dr. Ulrich Unzner, Poller-
hütte 38 in 41065 Mönchengladbach.

Der Liquidator
ABl. Reg. K 2020, S. 194
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